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Grenzüberschreitende Ansprüche auf Raub- und Beutekunst 1  

Kulturgüter stehen unter völkerrechtlichem Schutz und ihre Plünderung und Zerstörung ist verboten. Der 
Stellenwert des Schutzes des kulturellen Erbes ist nach heutigem Verständnis sehr hoch: Er ist eine Frage des 
Friedens und der Sicherheit, der Strafjustiz, der grundlegenden Menschenrechte und der nachhaltigen 
Entwicklung von Gesellschaften. Dennoch wurden im Laufe der Geschichte – und werden auch heute noch 
– auf der ganzen Welt Kulturgüter geplündert und Personen, Gruppen und Gemeinschaften ihres Erbes 
beraubt, was ihnen erhebliches Leid zufügt. Wenn diese Plünderungen zudem im Zuge von Verfolgung oder 
anderen Menschenrechtsverletzungen erfolgten, können solche Objekte mit der Zeit zu Symbolen einer 
(verlorenen) kulturellen Identität oder einer (verlorenen) Familiengeschichte werden. Die Restitution geraubter 
Kulturgüter ist daher nicht nur eine Frage des Eigentums oder des (innerstaatlichen) Privatrechts, sondern eine 
Frage der globalen Politik und der Grundrechte.  

Gegenstand dieser Studie sind die größten Hindernisse im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden 
Restitution von Raub- und Beutekunst, wobei der Schwerpunkt auf historischen Verlusten wie kolonialer 
Raubkunst oder NS-Raubkunst, aber auch auf Verlusten von Kulturgut in der jüngeren Zeit durch illegalen 
Handel liegt.  

Verschiedene Modelle 

Für den Umgang mit diesen Restitutionsansprüchen gibt es verschiedene Modelle. Die herkömmlichen 
Mechanismen des Völkerrechts und des Privatrechts zur Klärung von Ansprüchen weisen erhebliche Mängel 
auf, vor allem weil die Streitbeilegung auf nationaler Ebene erfolgt, Eigentumsrechte sehr unterschiedlich 
gehandhabt werden und internationale Verträge, die auf eine Harmonisierung abzielen, nur dann wirksam 
sind, wenn sie angenommen und umgesetzt werden. Das „ethische Modell“, das sich auf nicht bindende 
Instrumente des „Soft Law“ stützt, hat ebenfalls erhebliche Nachteile, wobei hier insbesondere der Mangel 
unparteiischer Streitbeilegungsmechanismen und das daraus folgende Fehlen einer genauen Definition 
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ABRISS 

Diese Studie befasst sich mit grenzüberschreitenden Ansprüchen auf die Restitution von Raub- 
und Beutekunst, wobei der Schwerpunkt auf NS-Raubkunst und kolonialer Raubkunst, aber auch 
auf Verlusten von Kulturgut in jüngerer Zeit durch illegalen Handel liegt. Auch wenn sich diese 
Kategorien erheblich voneinander unterscheiden, haben sie doch auch Gemeinsamkeiten. In der 
Studie werden bestehende Lücken in den rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen 
beleuchtet und Empfehlungen zur Schließung dieser Lücken ausgesprochen. 

Diese Studie wurde auf Antrag des Rechtsausschusses von der Fachabteilung Bürgerrechte und 
konstitutionelle Angelegenheiten des Europäisches Parlaments in Auftrag gegeben.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/754126/IPOL_STU(2023)754126_EN.pdf
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dessen, was „unrechtmäßiges Plündern“ ist, zu nennen sind. Seit einigen Jahren lassen sich im Kulturerberecht 
zwei Trends ausmachen: „Humanisierung“ und „Kriminalisierung“ – die beide Auswirkungen auf den Bereich 
der Restitution haben. In diesem Sinne gibt es zwei weitere Modelle, nämlich ein menschenrechtliches Modell, 
bei dem die Restitution als Wiedergutmachung für eine Menschenrechtsverletzung angesehen wird, und ein 
strafrechtliches Modell, bei dem die Restitution nach einer Beschlagnahme, die aufgrund eines Verstoßes 
gegen ein Verbot der Einfuhr von bzw. des Handels mit geraubten Objekten erfolgt ist, erleichtert wird.  

Häufige Probleme 

Die in dieser Studie untersuchten Kategorien von Ansprüchen unterscheiden sich erheblich und dennoch gibt 
es Gemeinsamkeiten. Zwei häufig auftretende Probleme sind: (i) keine klar festgelegten Standards und 
Verfahren zum Umgang mit bzw. zur Klärung von Eigentumsfragen und (ii) die Tatsache, dass der Handel mit 
bzw. der Besitz von Kulturgütern ohne Belege für ihre rechtmäßige Herkunft (Provenienz) möglich ist, was die 
Unterscheidung zwischen illegal erbeuteten und rechtmäßig erworbenen Objekten erschwert. All dies führt 
dazu, dass ein rechtmäßiger Besitz von Raubkunst möglich ist, was eine Restitution erschwert.  

Empfehlungen 

Vor diesem Hintergrund werden die folgenden Empfehlungen abgegeben: 

1. Einführung verbindlicher Sorgfaltspflichten für den Handel   

Wenn Transaktionen von Mindestanforderungen an die Dokumentation der Provenienz abhängig gemacht 
werden, stärkt dies die Provenienzforschung und schreckt von künftigen Transaktionen mit Kulturgütern 
fragwürdiger Herkunft ab. Ein Beispiel für solche verbindlichen Sorgfaltspflichten findet sich im deutschen 
Kulturgutschutzgesetz vom 31. Juli 2016. Ein naheliegender Weg, dies zu regeln, wäre – neben der im 
nachfolgenden Punkt 2 vorgeschlagenen Registrierungspflicht – die Aufnahme von entsprechenden, für den 
Handel geltenden verbindlichen Sorgfaltspflichten in eine überarbeitete Fassung der Richtlinie 2014/60 über 
die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern.  

2. Aufbau eines zentralen Registrierungssystems  

Die Registrierung von Kulturgütern ist von zentraler Bedeutung, und zwar nicht nur, um die Rückverfolgbarkeit 
sicherzustellen und Plünderungen zu verhindern, sondern auch, um Restitutionen zu erleichtern. Der Aufbau 
eines Registrierungssystems umfasst viele Aspekte und könnte auf verschiedene Weise erfolgen: Das 
Inkrafttreten des Genehmigungssystems gemäß der EU-Einfuhrverordnung 2019/880 scheint auch der 
logische Zeitpunkt für die Einrichtung eines umfassenden Registrierungssystems zu sein. In diesem Sinne 
sollten Museen bei der Erstellung (digitaler) Bestandsverzeichnisse ihrer Sammlungen unterstützt werden, und 
es sollte ein Zertifizierungssystem für Vertreter des Kunstmarkts in Betracht gezogen werden. 

3. Einrichtung eines Wissenszentrums für die Provenienzforschung 

Durch die oben genannten Maßnahmen wird die Provenienzforschung stärker in den Mittelpunkt rücken, was 
bedeutet, dass Fachwissen erforderlich ist, um beurteilen zu können, was unter „guter“ Provenienz zu 
verstehen ist. In diesem Zusammenhang wird die Einrichtung eines ständigen Wissenszentrums – oder 
zumindest eines ständigen akademischen Netzwerks – für die Provenienzforschung empfohlen.  

4. Einrichtung eines zentralen alternativen Streitbeilegungsverfahrens 

Angesichts des institutionellen Vakuums, das in den europäischen Rechtsordnungen für (viele) 
Restitutionsansprüche, die Plünderungen in der Vergangenheit betreffen, herrscht, sollte die Einrichtung eines 
europäischen alternativen Streitbeilegungsverfahrens (AS) erwogen werden. Dies ist eine öffentliche Aufgabe, 
mit der die Staaten auch ihrer mit der Unterzeichnung von Instrumenten wie der Washingtoner Erklärung und 
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der UNDRIP eingegangenen Verpflichtung nachkommen würden, neutrale und zugängliche Verfahren zu 
entwickeln, mit denen sichergestellt wird, dass Versprechen, für Gerechtigkeit zu sorgen, eingehalten werden. 

5. Einrichtung einer EU-Agentur für Kulturgüter 

Ein pragmatischer und ganzheitlicher Ansatz zur Bewältigung der oben genannten Aufgaben wäre die 
Einrichtung einer EU-Agentur oder die Betrauung einer bestehenden, in einem ähnlichen Bereich tätigen 
Agentur (z. B. des EUIPO) mit dieser Aufgabe. Mit dem in der EU-Einfuhrverordnung 2019/880 vorgesehenen 
Genehmigungssystem muss logischerweise die Einrichtung eines Freigabesystems einhergehen, um den 
Problemen, die bei Kulturgütern ohne eindeutige Herkunft auftreten, zu begegnen. Diese Agentur sollte 
neutrale und transparente Verfahren zur Beurteilung von Eigentums- und Provenienzfragen festlegen; ferner 
könnte sie aber auch die Einrichtung/Koordinierung eines Wissenszentrums für Fragen rund um die 
Provenienzforschung, eines zentralen Registrierungssystems, eines Transparenzregisters für Kulturgüter ohne 
Provenienz und eines Zertifizierungssystems für Vertreter des Kunstmarkts übernehmen. 

Hier lautet die Kernbotschaft, dass das derzeitige institutionelle Vakuum in Bezug auf den Zugang zur Justiz, 
die Koordinierung und die Einhaltung der Vorschriften auf EU-Ebene angegangen werden muss. 

6. Weitergehende Maßnahmen 

 Um in Zukunft zu verhindern, dass Kulturgüter geplündert und geschmuggelt werden, ist es von 
entscheidender Bedeutung, den illegalen Handel mit diesen Gütern unter Strafe zu stellen und 
entsprechende Mindeststrafen festzulegen. Angesichts der grenzüberschreitenden Natur dieser 
Straftaten sollte die EU eine Koordinierungsrolle übernehmen, und die EU-Mitgliedstaaten sollten den 
Beitritt zur Nikosia-Konvention von 2017 in Erwägung ziehen. 

 Um einer Stagnation auf dem Kunstmarkt vorzubeugen und ein Abwandern von Kulturgütern in den 
„Untergrund“ zu verhindern, sollte die Einrichtung eines Transparenzregisters für Kulturgüter ohne 
Provenienz („verwaiste Objekte“) erwogen werden und sollten Regelungen zum Konzept der „sicheren 
Häfen“ für Objekte, die (vorübergehend) nicht zurückgegeben werden können, gefunden werden.  

 Museen sollten bei der Erstellung von (digitalen) Bestandsverzeichnissen und bei der 
Provenienzforschung finanziell unterstützt werden. 

 Die Einhaltung der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten in Bezug auf indigenes Kulturgut im Rahmen 
der UNDRIP sollte ebenso gefördert werden wie generell die Mitwirkung der Herkunftsgemeinschaften 
an Entscheidungen, die ihre Kulturgüter betreffen. 

 Es sollte Bewusstsein geschaffen werden und Programme zur Aufklärung über den Schutz des 
Kulturerbes und über die entsprechenden Vorschriften sollten unterstützt werden: Sind die geltenden 
Vorschriften nicht bekannt, werden sie weder befolgt noch durchgesetzt.  

 Die Annahme der lex originis, nach der bei Eigentumsfragen das Recht des Herkunfts- oder 
Entdeckungslandes und nicht das Recht des Landes in dem sich das Objekt befindet, gilt, als spezifische 
Kollisionsnorm für grenzüberschreitende Ansprüche auf Kulturgüter sollte unterstützt werden; ferner 
sollte eine zugängliche Datenbank mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften eingerichtet werden 
(bzw. eine Aktualisierung der bestehenden UNESCO-Datenbank unterstützt werden). 

 Dieses Thema sollte auf der Tagesordnung bleiben und die entsprechenden Entwicklungen sollten 
regelmäßig überwacht werden.  

Zusammenfassend ist zu sagen, dass es für einen erfolgreichen Übergang von einem Markt mit etlichen 
Grauzonen hin zu einem transparenten und legalen Kunstmarkt dringend einer öffentlichen Orientierungshilfe 
auf EU-Ebene bedarf. Entsprechende Maßnahmen würden nicht nur den Interessen der ehemaligen 
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Eigentümerinnen und Eigentümer, sondern sämtlicher Beteiligten dienen und zur Erhaltung des kulturellen 
Erbes aller Menschen beitragen.  
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